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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 44) 

A. Problem 

Das Parlament bedarf eines geeigneten Untersuchungsverfah-
rens zur Aufklärung von umstrittenen Sachverhalten. Ein sol-
ches parlamentarisches Untersuchungsverfahren ist kein ge-
richtsähnliches Verfahren, sondern dient der Aufklärung tat-
sächlicher Sachverhalte unter politischen Gesichtspunkten. In 
der Regel stehen auf der einen Seite diejenigen, die sich von 
der Aufklärung der gestellten Fragen einen politischen Vorteil 
versprechen; auf der anderen Seite diejenigen, die davon einen 
politischen Nachteil befürchten müssen; sie wechseln diese 
Positionen im Laufe des Untersuchungsverfahrens wegen ein-
zelner Untersuchungsthemen möglicherweise mehrfach. In die-
sem Verfahren muß für alle Seiten Waffengleichheit bestehen. 
Dafür bedarf es eines geeigneten Verfahrens. 

B. Lösung 

Die Empfehlungen der Enquete-Kommission Verfassungsreform 
zur Neugestaltung des Untersuchungsverfahrens (Drucksache 
7/5924, Kapitel 4) sollen verwirklicht werden. 

C. Alternativen 

Eine Neugestaltung des Untersuchungsverfahrens im Sinne der 
Sondervoten zum Kapitel 4 des Schlußberichts der Enquete

-

Kommission Verfassungsreform (Drucksache 7/5924). 

D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 44) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch-
land vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1) wird wie folgt 
geändert: 

Artikel 44 erhält die folgende Fassung: 

„Artikel 44 

(1) Der Bundestag hat das Recht und auf Antrag 
eines Viertels seiner Mitglieder die Pflicht, einen 
Untersuchungsausschuß einzusetzen, der in öffent-
licher Verhandlung die erforderlichen Beweise er-
hebt. Die Öffentlichkeit kann ausgeschlossen wer-
den. Beweise, die von mindestens zwei stimmbe-
rechtigten Mitgliedern des Untersuchungsausschus-
ses beantragt werden, müssen erhoben werden, es 
sei denn, daß sie offensichtlich außerhalb des Un-
tersuchungsauftrages liegen. 

(2) Den Vorsitz im Untersuchungsausschuß führt 
ein vom Bundestag gewähltes, im Untersuchungs-
ausschuß nicht stimmberechtigtes Mitglied des Bun-
destages. 

(3) Gerichte und Verwaltungsbehörden sind zur 
Rechts- und Amtshilfe verpflichtet. Die Bundesre-
gierung und ihre Mitglieder sind zur Vorlage aller 

vom Untersuchungsausschuß angeforderten Akten 
und Unterlagen verpflichtet, es sei denn, sie machen 
glaubhaft, daß durch die Vorlage erhebliche Nach-
teile für die äußere, innere oder wirtschaftliche Si-
cherheit der Bundesrepublik Deutschland oder ihre 
Beziehungen zu anderen Staaten eintreten. Weigert 
sich ein Mitglied der Bundesregierung, Akten oder 
Unterlagen vorzulegen oder Aussagegenehmigungen 
zu erteilen, so kann der Untersuchungsausschuß eine 
Entscheidung der Bundesregierung verlangen. Das 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis bleibt unbe-
rührt. 

(4) Die Beschlüsse der Untersuchungsausschüsse 
sind der richterlichen Erörterung entzogen. In der 
Würdigung und Beurteilung des der Untersuchung 
zugrunde liegenden Sachverhaltes sind die Gerichte 
frei. 

(5) Der Zutritt von Mitgliedern des Bundesrates 
und der Bundesregierung sowie ihren Beauftragten 
zu den Sitzungen von Untersuchungsausschüssen des 
Bundestages kann für den Einzelfall auf Grund eines 
Gesetzes beschränkt werden. 

(6) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das ins-
besondere die Rechte der Ausschußminderheit si-
cherzustellen hat. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Bonn, den 14. November 1977 

Dr. Klein (Göttingen) 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Erhard (Bad Schwalbach) 

Dr. Eyrich 

Dr. Langner 

Vogel (Ennepetal) 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann 
und Fraktion 
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Begründung 

Die Änderung des geltenden Artikels 44 des Grund-
gesetzes im Sinne der Empfehlungen der Enquete

-

Kommission Verfassungsreform (Drucksache 7/5924, 
Kapitel 4) ist notwendig, 

1. weil das Recht der Minderheit, Beweisanträge 
zu stellen und durchzusetzen, gesichert, 

2. weil die Beschränkung des Vorsitzenden auf die 
Verhandlungsführung unter Ausschluß seines 
Stimmrechtes in Sachfragen zugelassen, 

3. weil das Zutrittsrecht der Bundesregierung und 
des Bundesrates sowie ihrer Beauftragten zu den 
Beweiserhebungen und Beratungen des Unter-
suchungsausschusses und außerdem das Recht 

der Bundesregierung zur Verweigerung von Ak-
tenvorlagen und Aussagegenehmigungen einge-
schränkt 

werden muß. Die sinngemäße Anwendung der Straf-
prozeßordnung bei der Beweiserhebung muß entfal-
len, weil sich in den bisherigen Untersuchungsver-
fahren ergeben hat, daß der Rückgriff auf strafpro-
zessuale Bestimmungen in der Regel den Anforde-
rungen einer parlamentarischen Untersuchung auf-
klärungsbedürftiger Sachverhalte nicht gerecht wird. 

Die vorgesehene Ausgestaltung des Untersuchungs-
verfahrens ergibt sich aus dem Entwurf eines Ge-
setzes über das Untersuchungsverfahrens des Deut-
schen Bundestages der Abgeordneten. 




